Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 557 


Mündlicher Bericht 

des Reditsausschusses 
(12. Aussdiuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Ausführung des Haager über- 
einkonunens vom 1. März 1954 über den Zivilprozeß 

— Drucksache 351 — 


Berichterstatterin; 

Abgeordnete Frau Hamelbeck 

Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 351 — mit der Maßgabe, daß 

1. § 6 Abs. 1 folgende Fassung erhält; 

„(1) Gegen den Beschluß, durch den die Kostenentschei- 
dung für vollstreckbar erklärt wird, steht dem Kosten- 
schuldner ohne Rücksicht auf den Wert des Beschwerde- 
gegenstandes die sofortige Beschwerde nach § 577 Abs. 1 
bis 3, §§ 568 bis 575 der Zivilprozeßordnung zu."; 

2. nach der Überschrift „Schlußbestimmungen" folgender 
neuer § 10 a eingefügt wird: 

,r§ 10 a 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, zum Zwecke 
der Erleichterung und Beschleunigung des Rechtshilfever- 
kehrs durch Rechtsverordnung die Erledigung von Zustel- 
lungsanträgen und Rechtshilfeersuchen sowie die Entschei- 
dung über Anträge auf Vollstreckbarerklärung ausländischer 
Schuldtitel für die Bezirke mehrerer Amtsgerichte einem 
von ihnen zuzuweisen. Die Landesregierungen können 
diese Ermächtigung auf die Landesjustizverwaltungen 
übertragen.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 7. Oktober 1958 

Der Rechtsausschuß 
Hoogen Frau Hamelbeck 

Vorsitzender Berichterstatterin 


Drude; Bonner Universitäts-Buchdrudeerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 



